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Landesweiter Aktionstag
gegen den Afghanistankrieg

16.11. 2011 --- 08.00 Uhr
Protestaktion vor dem Landtag

Am 16.November 2001 beschlossen SPD, Grüne, Uni-
on und FDP im Deutschen Bundestag die deutsche
Beteiligung am Krieg gegen Afghani-
stan. Die große Mehrheit der Bevölke-
rung in der Bundesrepublik Deutsch-
land und in MV lehnt die Kampfeinsätze
in Afghanistan ab. Zehn Jahre danach
ist die Bilanz desaströs und der Krieg
verloren. Mehr als 3000 ISAF-Soldatin-
nen und Soldaten, darunter 53 Bundes-
wehrangehörige, auch aus Mecklen-
burg-Vorpommern, wurden getötet,
Zehntausende Afghaninnen und Afgha-
nen starben oder wurden verletzt. Die
Weiterführung des Krieges ist absolut
unverantwortlich. Nicht ein einziger in-
ternationaler Kampfeinsatz der Bundes-
wehr seit 1999 wurde erfolgreich been-
det. Der Umbau der Bundeswehr durch
die gegenwärtige Bundeswehrstruktur-
reform zu einer weltweit interventionsfähigen Armee ist
für die deutsche und internationale Sicherheit kontrapro-
duktiv. Die Sorgfaltspflicht gegenüber den Soldatinnen
und Soldaten gebietet, ihren sofortigen Rückzug aus
Afghanistan zu verlangen

Der Antrag unserer Fraktion zur Sitzung des
Landtages am 16.11.2011:

Der Landtag möge beschließen:
 
1. Anlässlich des zehnten Jahrestages
des Bundestagsbeschlusses vom 16.
November 2001 zur Beteiligung der Bun-
deswehr am Afghanistaneinsatz der
NATO schließt sich der Landtag der
Einschätzung des früheren Generalin-
spekteurs der Bundeswehr, Harald Ku-
jat, vom 7. Oktober 2011 an, dass der
Afghanistaneinsatz gescheitert ist.  
2. Der Landtag unterstützt die Position
des Ministerpräsidenten, die Bundes-
wehr aus Afghanistan abzuziehen und
fordert die Landesregierung auf, sich
auf Bundesebene für den sofortigen
Abzug der Bundeswehr aus Afghani-

stan einzusetzen.  
3. Angesichts der Erfahrungen mit dem Afghanistanein-
satz spricht sich der Landtag ausdrücklich dagegen
aus, über eine Bundeswehrstrukturreform eine weltweit
agierende Interventionsarmee schaffen zu wollen.
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Wort zum Monat
Von Peter Brill
stellv. Vorsitzender
des Kreisvorstandes
Schwerin der Partei
DIE LINKE

Ab 17. November wird es in unserer Par-
tei eine Urabstimmung zum neuen Pro-
gramm geben. Ich werde „Ja“ sagen. Aus
verschiedenen Gründen.
Erstens ist das Programm das Ergebnis
einer langen demokratischen Debatte in
unserer Partei. Über 1000 Änderungsan-
träge an den Bundesparteitag sind dafür
ein lebendiges Zeugnis.

Zweitens wurde das Programm durch den
Parteitag mit 96,9 % bestätigt. Dies zeigt,
dass dieses Programm strömungsüber-
greifend ein Konsens ist. Dies mag aus
Sicht des Einzelnen nicht immer das Ge-
wünschte sein. Aus Sicht der Gesamtpartei
ist der gefundene Kompromiss aber Grund-
lage für Aktions- und Kampagnefähigkeit
sowie dringend notwendiger inhaltlicher
Leitfaden für unsere Arbeit. Unsere Partei
braucht diese einigende Position dringen-
der denn je.
Drittens haben wir bei dieser Abstimmung
selbst in der Hand, welches Außenbild
unsere Partei abgibt. Eine hohe Wahlbetei-
ligung und eine hohe Zustimmung sind ein
Zeichen in die bundesrepublikanische
Gesellschaft. Ein Zeichen, das unsere Par-
tei deutlich setzen sollte.
Viertens (und bestimmt nicht letztens) sind
wir mit diesem Parteiprogramm die Partei
in der Bundesrepublik, die auf dem Boden

des Grundgesetzes die gesellschaft-
lichen Verhältnisse umkrempeln will.
Machen wir also deutlich, dass wir
alle eine andere Gesellschaft anstre-
ben, dass wir den Menschen in unse-
rem Land ein entsprechendes Ange-
bot unterbreiten. Laden wir sie so
zum gesellschaftlichen Exkurs ein.
Der Kapitalismus ist nicht das letzte
Wort der Geschichte und wenn doch,
ist er auch das letzte Wort der Mensch-
heit. Wir sind angetreten, diese Bun-
desrepublik, ja diese Welt zu verän-
dern. Machen wir deutlich, dass un-
sere Partei hinter ihrem Programm
steht. Machen wir deutlich, dass wir
die demokratische und gesellschaft-
liche Alternative zum neoliberalen Par-
teieneinheitsbrei sind. Sagen wir alle
„Ja“!

Solidarische Grüße
Peter Brill

Ich sage „Ja“!

Kennen Sie die legendäre Ri-
cola-Werbung? Drei stattliche
nackte Männer genießen nach
der Sauna die eidgenössi-
schen Bonbons und rühmen
diese als finnische Erfindung.
Plötzlich bedrängt sie ein spak-
kes Männchen: „Wer hat’s er-
funden?“ Kleinlaut gestehen die
Hünen ein: „Die Schweizer!“
In der Politik gibt es keine Copy-
rights. Die politische Konkur-
renz hat sich fleißig bei der LIN-
KEN bedient. Mindestlohn und
Finanztransaktionsteuer gehö-
ren heute ebenso ins Reper-
toire anderer Parteien wie die
Forderungen nach einem Ab-
zug aus Afghanistan oder einer
höheren Besteuerung der Su-
perreichen. Kaum jemand wäre
vor wenigen Jahren darauf ge-
kommen, die Bundesregierung
erwäge ernsthaft Eingriffe in
private Banken, gar deren Ver-
staatlichung. Die Reihe der
Beispiele ließe sich fortsetzen,
und eines wiederholte sich
ständig: Als zuerst DIE LINKE
die Themen aufbrachte, ließen
Widerspruch und Ablehnung
nicht auf sich warten. Diese
wurden mal lauthals empört,
mal süffisant belächelnd, mal
herablassend onkelhaft vorge-

tragen. Die linken Spinner eben
mit ihren wirklichkeitsfremden
Vorstellungen.
Heute sind bisweilen aus un-
serer Partei Bedauern und so-
gar Empörung ob des Ideen-
klaus zu vernehmen. Das sehe
ich anders. Wir wollen doch die
Gesellschaft verändern, nicht
bloß Recht behalten. „LINKS
wirkt!“ haben wir nach dem Zu-
sammenschluss von PDS und
WASG gerufen. Richtig! Unse-
re Vorschläge fanden breiten
Widerhall, aus der Opposition
hat DIE LINKE Debatten mitbe-
stimmt und ein Stück weit Poli-
tik und Realität verändert. Bei
der politischen Willensbildung
des Volkes mitzuwirken, so
bestimmt unser Grundgesetz
die Aufgabe der Parteien. Zu
„messen“ ist deren Erfolg letzt-
lich an der Zahl der Mitglieder
und der Stimmen bei Wahlen.
Fast zwölf Prozent für uns zur
Bundestagswahl 2009 markie-
ren den bisherigen Höhepunkt
der gesellschaftspolitischen
Wirkung unserer Partei. Es ist
doch genugtuend, wenn viele
Menschen - und eben auch vie-
le Parteien - aufgreifen, was wir
angestoßen haben. Drei An-
merkungen jedoch sind uner-
lässlich.
Erstens muss darauf verwie-
sen werden, dass zwischen
Schein und Sein, zwischen
Worten und Taten nicht selten
Welten liegen. Die Sozialdemo-
kratie und die Grünen müssen
praktisch noch nachweisen, ob

sie sich tatsächlich von der un-
sozialen Agenda-Politik abwen-
den, die eine von ihnen gestell-
te Bundesregierung losgetre-
ten hat. Die gegenwärtige
schwarz-gelbe Koalition
brauchte Monate, sich über Al-
mosen für Hartz IV-Beziehende
zu einigen, eine milliarden-
schwere Bankenrettung wupp-
te sie binnen Stunden. Entge-
gen allem Wortgeprassel in
Sonntagsreden sterben am
Hindukusch weiter Zivilisten wie
auch deutsche Soldaten und
solche aus anderen Ländern.
Zweitens ist zu konstatieren,
dass wir trotz der breiten Zu-
stimmung der Bevölkerung für
mehrere unserer Forderungen
real eher bescheidene oder gar
keine Erfolge erzielten. Hier
seien lediglich die Stichworte
Mindestlohn und Rentenge-
rechtigkeit genannt. Es ist lei-
der wirklich so: Die Menschen
lehnen die Rente erst ab 67 ab
und wählen zugleich deren Ver-
fechter.
Drittens schließlich gehört zur
Wahrheit, dass DIE LINKE mit
internem Zwist selbst dafür
sorgte, dass ihre politischen
Wortmeldungen kaum noch
Gehör fanden. Wenn überdies
Rechthaberei Kurs und Ziel
bestimmt, sind wir auf dem
Holzweg. Nicht zuletzt dieses
Gemisch bietet einigen Medien
den Vorwand, uns zu ignorie-
ren. Hier hat der Parteitag ge-
zeigt, dass es auch anders ge-
hen kann.        Dietmar Bartsch

Es ist der 31. Oktober. Im Radio:
Frau Merkel will den Mindest-
lohn, natürlich nach Ost und
West gestaffelt. Dies wird um-
schrieben mit den Worten: „Ein
Mindestlohn zwischen so und
soviel Euro.“ Daraufhin ent-
spannte sich eine breite Be-
richterstattung. Die CDU kam
zu Wort, der CDU-Wirtschafts-
flügel, der sich dagegen aus-
sprach. Die SPD, die den Vor-
schlag begrüßte, die FDP, die
das ablehnt. DIE LINKE, die
tauchte nicht auf. Dabei war es
genau DIE LINKE, die in der
Republik als erste Partei das
Thema Mindestlohn zu ihrem
Thema machte. Nicht, dass sie
es erfunden hätte. Mindestlöh-
ne gibt es in Europa mittlerwei-
le fast flächendeckend. Trotz-
dem wäre dieses Thema heute
nicht in der politischen Debatte,
hätte nicht DIE LINKE dafür ge-
sorgt. Aber die kam in der Be-
richterstattung nicht nur nicht zu
Wort, sie wurde nicht einmal
erwähnt. Und so blieb es unwi-
dersprochen, dass die Kanzle-
rin einen Mindestlohn getrennt
nach Ost und West fordert; im
Jahre 21 der deutschen Ein-
heit. Zumindest der formalen
Einheit, denn ohne DIE LINKE,
die sich mühsam und langsam
zu einer gesamtdeutschen Par-
tei zusammenrauft, wird es
auch keine Einheit zwischen Ost
und West geben. Dies ist die
Aufgabe der LINKEN. Peter Brill

DIE LINKE
hat´s

erfunden

Medienerfahrung
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Der Erfurter Bundesparteitag
hat ein aus meiner Sicht erfolg-
reiches Ende genommen und
wir haben ein mit 97% iger  Zu-
stimmung angenommenes
Parteiprogramm. Das ist die
gute Botschaft. Wie wir gemein-
sam damit umgehen, wird die
Zukunft zeigen. Ich hoffe verant-
wortungsvoll!
Ich war bereits seit Mittwoch in
Erfurt, da ich, den einen wird es
nicht wundern und der andere
wird schmunzeln, gemeinsam
mit meinen beiden Freunden
und Genossen aus Berlin und
Brandenburg für die Um-  und
Durchsetzung von Sicherheit
und Ordnung auf dem BPT zu-
ständig war. Manche Dinge
ändern sich scheinbar nie. Am
Freitag Nachmittag wurden wir
telefonisch im Org.-Büro dar-
über informiert, das es gegen-
über dem Bundesvorsitzenden
der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Lesben und Schwu-
len zur Androhung von körperli-
cher Gewalt gekommen war.
Und das von einem Mitglied
unserer Partei, der den Stand
der Arbeitsgemeinschaft Cuba
Si‘ Thüringen betreute. Was war
passiert. Auf einem Parteitag
haben alle Strömungen, Ar-
beitsgemeinschaften, Interes-
sengruppen..., die Möglichkeit
Ihr Projekt im weitesten Sinne
vorzustellen. Nun trat der Vorsit-
zende der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Lesben und
Schwulen an den Stand von
Cuba Si´ und fragte ob er Mate-
rialien seiner AG dazulegen
dürfe. Als Antwort bekam er zu-

Erfurt und die Tücken das Programm zu leben!

Bundesparteitag
Erfurt

nächst den Hinweis, wenn alle
schwul wären, würde die
Menschheit aussterben. Und im
Saalinnern „tobte“ unterdessen
eine Programmdebatte um ge-
genseitige Toleranz und Ver-
ständnis. Zu seinem Leidwe-
sen lies besagter Bundesvor-
sitzender aber von seinem An-
sinnen nicht ab und versuchte
mit der Kraft seiner Argumente
ein offenes Ohr bei seinem
Gegenüber zu finden. Aber er
rechnete nicht mit dessen
„Standhaftigkeit“. Als dann noch
die Sprache auf die angebliche
Toleranz von Che Guevara kam,
war es mit der Toleranz des
Vertreters von Cuba Si‘ vorbei
und mit dem klärenden Satz ,,
Wenn du jetzt nicht verschwin-
dest, haue ich Dir eine aufs
Maul..“ schien die Sache zu-
nächst geklärt. Aber danach
kam eben besagter Anruf und
wir ins Spiel. Zwischen der
Möglichkeit, die selbsternann-
te letzte Bastion standhafter
MÄNNER des Saales zu ver-
weisen, haben wir ein Gespräch
der Verständigung zwischen
beiden herbeigeführt. Es sei an-
gemerkt, nicht einer Klärung,
dazu war der Genosse von Cuba
Si‘ dann doch nicht bereit. So ist
das manchmal mit der Bereit-
schaft zu möglichem Erkennt-
nisgewinn und der Fähigkeit
Toleranz im täglichen Leben zu
leben! Und drinnen im Saal ging
es immer noch um ein gemein-
sames Parteiprogramm. Nur,
was nützt es wenn es nicht die
Grundlage gemeinsamen
Handelns ist.      Peter Templin

Bundesparteitag in Erfurt und
ich nicht dabei. Leider. Mich hat-
te es nach Hamburg verschla-
gen zu einem Seminar für Licht-
berater. So erlebte ich einen
Parteitag ohne Fernseher und
Liveübertragung im Internet. Nur
am Samstagabend warf ich mit
meinem Handy einen Blick auf
Tagesschau.de, Spiegel online
und stern.de. Der Bundespar-
teitag schien, den Medien zufol-
ge, nur ein Thema gehabt zu
haben, Drogenpolitik. Immerhin
Gregor Gysi hatte dazu sogar
gesprochen, war da zu lesen.
Die Passage im Programm ist
eher übersichtlich, medial wur-
de alles auf dieses eine Thema
fokussiert. Dass es auch um die
Demokratisierung der Gesell-
schaft, ja natürlich auch das In-
fragestellen und die Überwin-
dung der kapitalistischen Wirt-
schaftsform mit ihren Finanz-
spekulationen und –blasen ging,
das spielte eine deutlich unter-
geordnete Rolle, falls man es
überhaupt lesen konnte.
Das Thema schien den Medien
geeignet, die Partei in ihrer Mei-
nungsvielfalt darzustellen oder
der Lächerlichkeit preiszuge-
ben. Diese Interpretation sei je-
dem überlassen. In jedem Falle
gilt jedoch: Die Partei wurde als
zerstritten dargestellt und Gre-
gor Gysi war es wieder einmal,
der es richten durfte. Sicher war
die Partei an diesem Punkt sehr
zerstritten und sicherlich wurde
heftig debattiert. Genauso wie
sicher auch bei anderen The-
men.
Meine Tochter, bei der ich über-
nachtete, stöhnte nur auf: „Habt
Ihr denn keine wichtigeren The-
men?“ Sicher, aber diese wur-
den medial unterbelichtet. Es
sollte wohl nicht der Eindruck

entstehen, dass sich in Erfurt
eine linke pluralistische Partei,
die sich streitet um Lösungen
zu finden, entwickelt.
Am Sonntagabend schaute ich
wieder in mein Handy und
durchstöberte die Internetsei-
ten. Mittlerweile war das Partei-
programm mit 96,9 % der De-
legierten beschlossen wor-
den. Bei stern.de und Spiegel
online fast Fehlanzeige. Bei
einem ein neuer Artikel auf der
Startseite, nun sachlicher und
informativer. Beim Anderen gab
es außer der Drogendebatte
nichts vom Parteitag zu berich-
ten. Das Bild der Geschlos-
senheit passte nicht. Bei
heute.de eine ausführliche Be-
richterstattung und eine Viel-
zahl an Kommentaren von Nut-
zern. Das Spektrum der Kom-
mentare reichte von völliger
Ablehnung bis hin zur Formu-
lierung: „Endlich eine Partei,
die man in Deutschland wäh-
len kann.“ Mit der Geschlos-
senheit der Partei und mit dem
neuen Programm haben wir
also Menschen erreichen kön-
nen.
Ob dies so bleibt ist fraglich.
Die Personaldebatte ist von
Gesine Lötzsch mit der Be-
kanntgabe ihrer Wiederkandi-
datur ganz offiziell eröffnet wor-
den, nachdem andere selbst
ernannte Vordenker und Füh-
rungskräfte die Parteiführung
nur wenige Stunden nach dem
Parteitag infrage stellten. Da
haben es die Medien doch gut.
Sie müssen sich nicht mit den
Inhalten unserer Partei be-
schäftigen, sondern können
weiter über die Zerstrittenheit
der LINKEN berichten. Scha-
de!                              Peter Brill

Medienerfahrung

Szenische Lesung des Erfurter Programms mit Delegierten und
Abgeordneten der Partei DIE LINKE

Auf seiner letzten Tagung befasste sich der Parteivorstand
mit den Vorbereitungen des Mitgliederentscheids zum Par-
teiprogramm. Der Versand der Abstimmungsunterlagen be-
ginnt am 14. November 2011. Alle Genossinnen und Genos-
sen erhalten von der Bundesgeschäftsstelle neben dem
Abstimmungsschein auch konkrete Hinweise zur Abstim-
mung. Im diesem Zusammenhang benannte der Geschäfts-
führende Parteivorstand gemäß § 4 (4) der Ordnung für
Mitgliederentscheide in Abstimmung mit den Landesverbän-
den eine Abstimmungskommission.

Mitgliederentscheid zum Parteiprogramm
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Bericht aus dem Rathaus

Es ist schon traurig, immer hö-
her werden die Kosten für Hil-
fen zur Erziehung. Diese kom-
men immer dann zur Anwen-
dung, wenn Eltern aus unter-
schiedlichsten Gründen ihrem
Erziehungsauftrag nicht mehr
nachkommen. Dabei ist festzu-
stellen, dass sich das Problem
nicht mehr allein in vermeintli-
chen Problemstadtteilen, wie
dem Dreesch oder dem Mue-
ßer Holz verorten lässt. Zuneh-
mend sind auch Lankow und
die Weststadt betroffen, so Pe-
ter Brill.

Mitten in einem boomenden
Schweriner Stadtgebiet wird
eine neue Attraktion für Einwoh-
ner und Besucher entstehen.
Einwohner und Besucher kön-
nen sich auf eine wunderbare
Promenade am Ziegelsee freu-
en. Mit dem Verkauf des alten
Brauereigeländes bietet sich
jetzt die Chance, einer durchge-
hend attraktiven Entwicklung
dieses Standtortes.

Ausbau der
Hafenpromenade

Im Kern ein nachvollziehbarer
Ansatz, wie Anja Janker, Mutter
von 2 Kindern und stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende
deutlich machte. Ob es aller-
dings eines weiteren Beirates
bedarf oder nicht einfach die
notwendigen Informationen nur
rechtzeitig in den Ortsbeiräten
zu diskutieren sind, sollen jetzt
die Ausschüsse klären. Aufhän-
ger waren die Diskussionen um
den Abbau von Spielgeräten in
Friedrichsthal. Diesbezüglich
gab es Ärger bei Anwohnern mit
Kindern, die auch Fraktionsvize
Henning Foerster erreichten.
Zwischenzeitlich konnte Ent-
warnung gegeben werden. Die
Bauverwaltung teilte mit, dass
noch in den kommenden Wo-
chen neue, attraktive Spielgerä-
te aufgestellt werden.

Bürgerbeteiligung
bei Spielplätzen

Ein Antrag des fraktionslosen
Abgeordneten Manfred Strauß
sorgte für lange Diskussionen
über die Bedeutung der Straße
und des baulichen Gesamten-
sembles. Baudezernent Wolf-
ram Friedersdorf (DIE LINKE)

Asphaltierung der Alexandrinenstraße

Zu wenige Lehrer, um dieses
Fach flächendeckend anzubie-
ten, beklagte UB Fraktionschef
Silvio Horn in seiner Antragsbe-
gründung. „Recht haben Sie!“,
entgegnete ihm Walter Lederer
für die LINKE, verwies aber
gleichzeitig darauf, dass im
Land flächendeckende Unter-
richtsversorgung für viele Fä-
cher Mangelware ist. Im neuen

Für mehr Philosophie-Unterricht

Als äußerst kompliziert schil-
derte die Geschäftsführung  die
Lage um die Heizkraftwerke. Die
Stadtwerke wollten diese über-
nehmen und damit auch die
Kosten für das Unternehmen
senken. Bislang drücken Zah-
lungsverpflichtungen Jahr für
Jahr auf das Ergebnis. Ein wich-
tiges Thema war auch die Erar-
beitung eines Klimaschutzkon-
zeptes. Mehr Fernwärmean-
schlüsse, Gebäudesanierung
und der Einsatz erneuerbarer
Energien im Mix sollen den CO
2 Ausstoß bis 2020 um 25%
reduzieren. Neben Photovoltaik
und Biogas soll als neues The-
ma auch Biothermie (Nutzung
von Erdwärme) im Bereich der
Waisenhausgärten treten.

Parlamentarischer
Abend I

Mit einer aktuellen Stunde zur
Wohnungslosenunterkunft be-
gann die Sitzung der Stadtver-
tretung. Angemeldet hatten die-
se die Fraktionen Unabhängi-
ge Bürger und CDU/FDP. UB
Fraktionschef Horn ließ auch
schnell durchblicken, worum es
ihm vor allem ging, die Ober-
bürgermeisterin sei Schuld an
der Misere und solle die Verant-
wortung übernehmen. Bereits
im Vorfeld hatte es reflexartige
Forderungen nach personellen
Konsequenzen gegeben. Für
die LINKE beschrieb Henning
Foerster die Entwicklung der
letzten Monate. Dabei stellte er
rechtstaatliche Möglichkeiten,
wie das Anrufen der Vergabe-
kammer oder eine Klage vor
dem Verwaltungsgericht nicht
in Frage, machte aber auf die
Scheinheiligkeit der Debatte
aufmerksam. Der Bürgerinitia-
tive sei es immer nur um die
Verhinderung des Standortes
am Mittelweg gegangen, egal
ob sie nun Schimmelbelastun-
gen ausgemacht hatte oder ein
Bürgerbegehren initiieren woll-
te. Und der Betreiber der Woh-
nungslosenunterkunft habe als
Unternehmer ausschließlich
wirtschaftliche Interessen. Die
eigentlichen Betroffenen aber
spielen bei der Diskussion um
Geld - 125.000 € für Sanierung
und Einrichtung -  und Stadtent-
wicklung - Flächen Anne Frank
Straße - keine Rolle. Da der
Winter vor der Tür steht, muss
gehandelt werden und ein Plan
B für den Fall her, dass die
Unterkunft am Mittelweg nicht
bezogen werden kann. Vor al-
lem Sozialdezernent Dieter Nie-
sen (SPD) ist nun in der Pflicht!

Betroffene in den
Mittelpunkt!

Jetzt auch Online:
Beschlossen haben Schwerins
Stadtvertreter, künftig auch eine
Online-Möglichkeit für die Be-
antragung von Parkausweisen
zu ermöglichen. Ebenfalls zu-
gestimmt wurde dem Ansinnen,
Paten aus der Bevölkerung für

Alle Redner zu diesem Tages-
ordnungspunkt dankten den an
der Erarbeitung beteiligten Per-
sonen. Strittig war lediglich der
Punkt zum anzustrebenden,
kommunalen Wahlrecht für
„Nicht EU-Bürger“. Für die LIN-
KE sprach Michael Strähnz zu
diesem Punkt. Er wies darauf
hin, dass der Koalitionsvertrag
von CDU/CSU/FDP im Bund die

Integrationskonzept der Landeshauptstadt
Festlegung auf eine Prüfung
dieses Ansinnens enthält. Die
LINKE ist selten einer Meinung
mit der schwarz-gelben Koaliti-
on, aber hier „sollten die Vertre-
ter der CDU/FDP Stadtfraktion
mal auf ihre Chefetage in Berlin
hören. Zudem gibt es bereits
zahlreiche Ratsbeschlüsse
deutschlandweit, die sich dafür
aussprechen.

Entwicklungsbericht

Parlamentarischer Abend II
Das neue Strategiepapier zur
Jugendarbeit war Thema im
Bus Stop. In ungezwungener
Atmosphäre konnte man mit
Sozialarbeitern ins Gespräch
kommen und sich an den Stän-
den die einzelnen Projekte an-
schauen. Jugendhilfeaus-
schussvorsitzender Peter Brill
informierte über die Entwicklun-
gen im Bereich der 3 Trägerver-
bünde der Jugendarbeit (Alt-
stadtbereich, Weststadt/Lan-
kow und Dreesch, Krebsförden,
Mueßer Holz). Er verwies dar-
auf, dass Jugendarbeit aktivie-
ren muss und stellte die Ideen
für die Jahre 2012 und 2013 vor.
Hauptthema der abschließen-
den Talkrunde waren die Finan-
zen, fast 437.000 € mehr müs-
sten für die Anpassung der Ta-

die Pflege sogenannter Baum-
scheiben zu suchen. Mit einem
Kompromiss endete die Dis-
kussion um die Neugestaltung
des Marienplatzes. Auch nach
dem Umbau soll es dort 2 Bäu-
me geben.

machte darauf aufmerksam,
dass die jetzt vorgeschlagene
Lösung bereits ein Ergebnis
langer Kompromisssuche ist.
Demnach wird vor dem Arsenal
gepflastert und im Zulauf auf
die Knaudtstraße asphaltiert.

Koalitionsvertrag von SPD und
CDU findet sich nicht mal mehr
das sonst immer vorhandene
Ziel, eine 100-ige Unterrichts-
versorgung sicherzustellen. Ob
am Ende der Beratungen mehr
rauskommt, als der gewünsch-
te Brief der Oberbürgermeiste-
rin an den Bildungsminister,
bleibt abzuwarten.

rife, die sechs Jahre eingefro-
ren waren, bezahlt werden. Dazu
kommen 2 Stellen im Mehrge-
nerationenhaus Krebsförden
und beim Kinderschutzbund
Schwerin. Henning Foerster,
der die LINKE in der Diskussi-
on vertrat, machte seine Sym-
pathien für das Anliegen klar.
„Immer höhere Anforderungen
bei immer gleichem Geld  für
die Kollegen und daneben die
Gefahr höherer Folgekosten,
bei einem schlechteren Ange-
bot an Jugend- und Sozialarbeit
sind berechtigte Argumente. Wir
werden im Zuge der Haushalts-
beratungen Schwerpunkte dis-
kutieren. Bei 30 Millionen kalku-
liertem Defizit wird dies aber
kein einfacher Weg, so der Frak-
tionsvize.“
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Gerade noch wurde Ende Sep-
tember der EU-Rettungs-
schirm, im Kürzel EFSF genannt,
gegen die Stimmen der Linken
auf 440 Milliarden aufgestockt.
Wenige Wochen später war klar,
dass er zu klein ist. Von den 440
Milliarden Euro sind wegen der
Zusagen an Portugal und Irland
sowie der jetzt zusätzlich ver-
sprochenen 100 Milliarden an
Griechenland noch 250 Milliar-
den verfügbar. Da die Spekula-
tion gegen Spanien und vor al-
lem Italien immer bedrohlicher
wird, besteht Handlungsbedarf.
Die EZB hat seit dem Sommer
für 100 Milliarden italienische

Staatsanleihen gekauft und die
Zinsen damit zunächst auf fünf
Prozent gedrückt. Trotzdem sind
sie jetzt wieder auf sechs Pro-
zent gestiegen. Damit wird die
Zinslast für Italien immer drük-
kender und kaum tragbar. Das
Land steht auf der Kippe. 2012
muss Italien von seinen 1,9 Bil-
lionen Euro Staatsschulden 260
Milliarden umschulden. In Spa-
nien werden 2012 rund 120 Mil-
liarden Kredite fällig. Beide Län-
der haben bis 2015 einen Refi-
nanzierungsbedarf von rund ei-
ner Billion Euro. Das Euro-Haus
brennt lichterloh. Deshalb wird
jetzt die Kriegskasse des EFSF

von 440 Milliarden auf eine Bil-
lion Euro aufgeblasen. Das
schlimme ist, dass das mit fi-
nanziellen Tricksereien ge-
macht wird. Die Bundesregie-
rung und die EU beginnen,
selbst auf den Finanzmärkten
zu zocken. Ob die Steigerung
der Feuerkraft des Rettungs-
schirms gelingt, steht – wie
beim Glücksspiel – in den Ster-
nen. Jedoch wird auch das letzt-
lich nicht reichen, da mittler-
weile andere Länder, selbst
Frankreich in das Visier der Spe-
kulanten geraten. Der nächste
Krisengipfel wird kommen. In
Griechenland musste die Troi-
ka feststellen, dass die Pla-
nungen nicht eingehalten wer-
den und alles aus dem Ruder
läuft. Kein Wunder, denn den
Hellenen wurde ein Rettungs-
ring aus Blei übergeworfen. In
der Folge rauscht die Wirtschaft
mit erzwungenen Lohn-, Ren-
ten und Sozialkürzungen in den
Abgrund. Im Oktober war das
im Sommer aufgelegte „Hilfs-

Der nächste Krisengipfel kommt
bestimmt

paket“ bereits wieder überholt.
Bis Ende 2011 soll jetzt ein frei-
williger Schuldenschnitt auf 50
Prozent für private Investoren
vereinbart und ein weiteres Ret-
tungspaket von 100 Milliarden
aus dem EFSF bereitgestellt
werden. Ein Schnitt von 50 Pro-
zent ist ein Geschenk für die
Investoren. Am Markt wurden
zehnjährige griechische Anlei-
hen im Oktober nur noch mit
einem Kurs von 30 bis 40 Pro-
zent gehandelt. Banken, Hedge-
Fonds und Versicherungen er-
halten für die Bereitschaft zum
Schuldenschnitt neue Anleihen
in Höhe von 50 Prozent, die vom
EFSF garantiert werden. In Zu-
kunft werden nur noch die Steu-
erzahler haften. Außerdem wer-
den 30 Milliarden an Hilfen für
Banken bereitgestellt. Ohne die
Freiwilligkeit bei der Gläubiger-
beteiligung würden Kreditaus-
fallversicherungen fällig – ein
weiterer unkalkulierbarer
Brandherd. Außerdem würden
die Finanzhaie in Panik geraten
und die Zinsen für Italien und
Spanien in den Himmel schie-
ßen! Ein bisschen droht dies
jetzt auch bei der freiwilligen
Gläubigerbeteiligung, denn
Banken, zum Beispiel die Com-
merzbank werden ihre Anlagen
in Staatsanleihen runterfahren.
Das treibt die Zinsen und heizt
die Krise an.

Michael Schlecht

„Auf ein Wort in Schwerin“
war die Parteivorsitzende
Gesine Lötzsch am 6. Okto-
ber zu Gast  Wenige Tage vor
dem Erfurter Parteitag stand
die Linkspolitikerin zum neu-
en Programmentwurf Rede
und Antwort.
Einen Tag später strahlte die
„Sonne der Gerechtigkeit“ im
Schleswig-Holstein-Haus,
als die Gruppe QUIJOTE aus
Chemnitz zum 1. Mal in
Schwerin und MV gastierte
und Lieder von Mikis Theo-
dorakis mit deutschen Tex-
ten präsentierte. Deutsche
Sprache und griechische
Musik wurden durch das Trio
aus Chemnitz auf wunderba-
re Weise verbunden. Ein fa-
cettenreiches wie auch in sich
stimmiges Programm begei-
sterte die Anwesenden. Be-
wusst wurde durch die RLS
wie auch durch die Künstler/
innen ein Kontrapunkt zur
aktuellen Debatte um Grie-
chenland gesetzt und ein neu-
es Kapitel griechisch-deut-
scher Verständigungskultur

in Schwerin aufgeschlagen.
Am 10. Oktober schlug die RLS
mit einem Lektüreseminar
zum Kapital von Karl Marx ein
weiteres neues Kapitel auf.
Seitdem findet sich nun jeden
Montag ab 19 Uhr (außer an
Feiertagen) in der Lübecker Str.
180, im BuntesQ, ein gutes
Dutzend Marx-Interessierter ein,
um seine Schrift besser ken-
nen und verstehen zu lernen.
Marx‘ Hauptwerk ist gefragt wie
lange nicht. Es enthält eine Viel-
zahl glänzend bestätigter Aus-
sagen über das „Funktionieren“
oder „Nichtfunktionieren“ der ka-
pitalistischen Gesellschaft,
über die Kommerzialisierung
des Alltagslebens, die Entwick-
lung der Industrie, die weltum-
spannende Konzernbildung bis
hin zur Dominanz der Finanz-
märkte. Im Seminar werden Text-
stellen analysiert und Begriff-
lichkeiten geklärt. Der Referent
Dr. Jörg Schroeder unterbreitet
ein interessantes Mitmachan-
gebot.
Am 26. Oktober referierte und
diskutierte Dr. Erhard Crome

über Die arabische Welt im
Aufbruch? Seit Monaten gibt
es Unruhen, Aufstände, Bür-
gerkrieg im arabischen
Raum, werden langjährige
Regierungen von der eige-
nen Bevölkerung davon ge-
jagt. Blutige Machtkämpfe in
Tunesien, Ägypten, Libyen
und Syrien haben die Region
in den Focus der Weltöffent-
lichkeit gerückt. Ist die arabi-
sche Welt tatsächlich im Auf-
bruch? Und wenn ja, wohin
bricht sie auf? Gibt es Hoff-
nung auf eine demokratische
Entwicklung und was bedeu-
tet das für Europa und die
restliche Welt? Erhard
Crome gab viele interessan-
te Einblicke in die internatio-
nale und in die arabische Po-
litik, in das Wirken der Medi-
en und eine mögliche Zu-
kunft dieser Länder. Sollten
sie selbstbewusst ihre De-
mokratie entwickeln, so blie-
be das auch für die westli-
chen Länder und insbeson-
dere die USA nicht ohne Wir-
kung.

Das war die Rosa-Luxemburg-Stiftung
im Oktober – ein Rückblick

Impressum

"Offenes Blatt" wird heraus-
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der Partei DIE LINKE.
Schwerin.
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Martinstraße 1/ 1A, 19053
Schwerin, Tel.: 0385/
7587454, E-Mail: info@die-
linke-schwerin.de, Internet:
www.die-linke-schwerin.de
Die nächste Ausgabe er-
scheint am 09.12.2011,
Redaktionasschluss ist der
02.12.2011.
Die Redaktion behält es
sich vor, Beiträge zu kürzen
oder in einer späteren Aus-
gabe zu veröffentlichen.

10. November um 18.00 Uhr in der Aula der Volkshochschule
,Schweriner Literaturtage" Film - und Buch - Besprechung

Fallada  " Jeder stirbt für sich allein"

24. November um 18.00 in den Ritterstuben
Vortrag und Diskussion Das " Braunbuch" und das " Amt"

Kriegs-und Nazi-Verbrecher in bundesdeutschen Behörden
mit Dr. Norbert Podewin

Termine der Rosa Luxemburg Stiftung
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Herzliche
Glückwünsche

Die Genossinnen und
Genossen der

Stadtteilorganisation
Friedrichsthal gratulieren
nachträglich ganz herzlich

ihren Genossen
Walter Lederer

zum 62. und
Helmut Herzog

 zum 64. Geburtstag.

+++

  Die Genossinnen und
Genossen der

Basisorganisation 321
gratulieren am 01.11.

Genossen Heinz Pawlitzok
zum 75,

 am 07.11.
Genossen Hans Schmal

 zum 79.
 und Genossen

Karl-Heinz Werther
 am 19.11. zum
58. Geburtstag.

 Die besten Wünsche für
Gesundheit

und Wohlergehen.

+++

Die BO 605 gratuliert
nachträglich dem Genossen

Michael Reiche
 zu seinem 43. Geburtstag.

Der Genosse Kurt Brückner
begeht am 21.11. seinen

 77. Geburtstag
 und der

 Genosse Ralf Kiesow
 am 24.11. seinen
 60. Geburtstag.

Die BO 605 wünscht
 ihnen vor allem

 Gesundheit und noch viel
Schaffenskraft.

Im Monat Oktober verstarben unsere
langjährigen und aktiven Genossinnen

Margita Harms
Mechthild Franz
 Wir werden uns ihrer in Ehren erinnern.

Der Kreisvorstand
DIE LINKE. Schwerin

Gedanken die bewegen
Liebe Genossinnen und Genos-
sen,

seit dem ich am 01. Januar 1993
als Geschäftsführer unserer
Partei in Schwerin meine Arbeit
begann, sind nunmehr 19 span-
nende, aufregende, Nerven auf-
reibende Jahre ins Land gegan-
gen. Es war ein Wechselbad der
Gefühle. Mal euphorisch, oft
nachdenklich, mal glücklich, mal
tieftraurig, mal ausgelassen und
immer suchend. Und in all die-
sen Jahren lernte ich Genossin-
nen und Genossen kennen,
ohne die diese Jahre nicht denk-
bar gewesen wären. Es waren
und sind Menschen, die sich
über so viele Jahre aufopferungs-
voll und völlig uneigennützig für
ihre Partei engagierten und ein-
gesetzt haben. So erinnere ich
mich an einen Anruf von Genos-
sin Mechthild Franz in der Zeit
der Einführung von Hartz IV und
den stattgefundenen Montags-
demonstrationen. Sie entschul-
digte sich bei mir, damals schon
fast 90. Jahre alt, dass sie am
Nachmittag erstmalig leider nicht
zur Demonstration kommen kön-
ne, denn sie sei in ihrer Woh-
nung gestürzt. Es muss schon
eine tiefe innere Überzeugung
solchen Menschen innewohnen,
um ein Leben lang für Andere da
sein zu wollen. Der unbändige
Wunsch nach Gerechtigkeit und
Menschlichkeit und etwas dafür

tun zu müssen.
So auch Genossin Margita
Harms, eine kleine zierliche,
stets freundliche Person, die es
irgendwie immer wieder ge-
schafft hat, alles unter einen Hut
zu bringen. Zu Hause einen Pfle-
gefall, die Arbeit als Basisvor-
sitzende und über so viele Jah-
re Kreisparteitagsdelegierte,
die sich auch noch entschuldig-
te, wenn sie es mal nicht ge-
schafft hat auf den Tag genau
den Parteibeitrag in der Ge-
schäftsstelle abzurechnen. Be-
scheiden, immer etwas einbrin-
gend und nie etwas fordernd.
Ich hatte nie das Gefühl das ich
Menschen gegenüber stand,
die für sich in Anspruch nah-
men wichtig zu sein. Doch SIE
waren es!
Ich erinnere mich gerne und in
tiefer Hochachtung stellvertre-
tend für viele andere an diese
Genossinnen.
Ja, es ist nicht einfach, zuneh-
mend zur Kenntnis nehmen zu
müssen, dass Menschen die
mich über so viele Jahre freund-
lich begleiteten und mit denen
mich sehr viel verband und ver-
bindet, sterben.
In der Hoffnung von vielen von
Euch verstanden worden zu sein
und der Hoffnung auf noch viele
gemeinsame Jahre.
DANKE und wie immer mit
freundlichen Grüßen
Peter Templin

Der Vorstand unserer Stadtteil-
parteiorganisation-Weststadt
tagte am 25. 10.  zu seiner
monatlichen Beratung.
Zunächst fand ein Gedanken-
austausch über den Pro-
grammparteitag statt. Einmü-
tig freuten wir uns über seinen
erfolgreichen Verlauf. Das neue
Parteiprogramm macht deutli-
cher, was wir wollen und was
uns von den anderen Parteien
unterscheidet.
Uns eint, dass die Ausstrah-
lungskraft der Linken  nie so
nötig war wie heute. Unsere
Partei deckt die eigentlichen
Ursachen der sich zuspitzen-
den Krise des Finanzkapitalis-
mus auf und stellt Auswege zur
Diskussion. Wir gingen davon
aus, dass die Inhalte unseres
Programms in der Öffentlich-
keit vielmehr bekannt und zum
Tragen gebracht werden muss.
Umso störender ist, dass schon
Stunden nach dem Parteitag
eine Personaldebatte  in den
Medien losgetreten wurde. Ei-
nige Funktionsträger  stärken
schon wieder den Eindruck ei-
ner zerstrittenen Partei, die sich
mit sich selbst, statt mit dem
Anliegen der Bürger beschäf-
tigt.

Wir erwarten: Schluss mit sol-
chen Praktiken und Konzentra-
tion der Kräfte auf die Öffent-
lichkeitsarbeit.

Folgende Festlegungen wur-
den getroffen:
Informationsstand am 4. 11. 
vor der Kaufhalle der Weststadt
Für eine Steckaktion werden
1500 Exemplare der neuen
Nummer der „Klar“ bestellt.
Um den Mitgliederentscheid zu
unterstützen werten die Basis-
gruppen den Parteitag aus. Am
5. 12. findet außerdem um
17.00 Uhr im Nachbarschafts-
treff eine öffentliche Veranstal-
tung mit Helmut Holter statt.
Der Vorstand

Von der Basis

Informationen aus
der Weststadt
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Zusatzinformation

Das Strickmuster ist unge-
fähr folgendermaßen: Zuerst
kommt die Unterwande-
rung, das ist praktisch die
Grundlage, dann kippt eine
offizielle Figur nach der an-
deren um und wird auch zum
„Rebell“. Gleichzeitig wird
eine Hetze in den Medien
gestartet von wegen „Dikta-
tor“, „Despot“ u. ä., heimlich
werden die „Rebellen“ un-
terstützt und es kommt zu
Kämpfen gegen das „Re-
gime“, was nicht ohne Fol-
gen für die Zivilbevölkerung
bleibt. Das wiederum ver-
stärkt die Medienkampagne,
die nunmehr bloß noch vom
„Diktator“ redet, welcher
angeblich„sein eigenes
Volk“ um die Ecke bringt.
Weshalb die Nato zu Hilfe
eilen muss –natürlich dem
Volk. Es kommt zu monate-
langen Nato Bombarde-
ments –selbstverständlich
um den „Diktator“ daran zu
hindern, sein eigenes Volk
umzubringen und den „Re-
bellen“ zur Seite zu stehen.
Das scheint auch zu funktio-
nieren, denn mit insgesamt
26 000 Einsätzen in sechs
Monaten kann natürlich eini-
ges erreicht werden – an
Zerstörung versteht sich.
Das „Volk“ fängt an sich zu
spalten in „Rebellen“ – die
Mehrheit versteht sich- und
den „Clan“ des „Diktators“ –
welcher schließlich angeb-

lich völlig isoliert und hände-
ringend Schutz in seinem
Geburtsort sucht, was natür-
lich verstärkt Nato-Bomben
dort erforderlich macht, um
der rebellischen „Mehrheit“
endlich zum Sieg zu verhel-
fen. Am Schluss wird der „Dik-
tator“ aufgespürt –ein paar
geheimdienstliche Hinweise
(von befreundeten Staaten)
vielleicht- und schon klappt
es wie geschmiert. Oder
doch nicht ganz? Die „Rebel-
len“ verlangen Rache, vor
aller Augen, und der „Dikta-
tor“, welcher sich aus Flucht
vor den Nato-Bomben, die
immer noch fallen, in einem
Abwasserrohr versteckt hat,
wird von den Rebellen ent-
deckt und gelyncht. Ein Sohn
wird gleichfalls exekutiert.
Die Leichen des „Diktators“
und des Sohnes schleift
man durch den ganzen von
Bomben und Kämpfen zer-
störten Ort, stellt sie beide
aus in einem Hähnchen-
fleisch - Kühlhaus eines Su-
permarktes, damit möglichst
viele Rebellen und überle-
bende Zivilisten sich daran
ergötzen, an ihrem „Sieg“!
Nach ein paar Tagen ver-
scharrt man sie irgendwo in
der Wüste. Punkt. Kapitel
beendet. Endlich kann man
was anderes machen, über-
all im Land den Sieg feiern
der „Rebellen“ und - der Scha-
ria!                       Maria Weiß

Ist das die neue Kriegsstrategie
der USA-Imperialisten?

„Keine Gnade für Kinderschän-
der“ – so lautet der Titel einer
gut getarnten Facebook-Seite,
mit der Rechtsextremisten ver-
suchen, ihre menschenverach-
tenden Ideologien salonfähig
zu machen. Alarmierend ist
dabei der überraschende Er-
folg der Seite. Über soziale
Netzwerke versuchen die Neo-
nazis in der Mitte der Gesell-
schaft Fuß zu fassen. Wenn man
die Facebook-Seite „Keine

Gnade für Kinderschänder“
das erste Mal anklickt, dürfte
sie die meisten kaum mißtrau-
isch werden lassen. Dafür ist
ihre Aufmachung viel zu harm-
los. So zeigt das Profilbild des
Webauftritts ein junges Mäd-
chen, das auf einer grünen
Wiese steht und mit einem Lö-
wenzahn spielt; dazu steht
rechts im Bild in blauen Lettern
die Forderung „Kinder brau-
chen eine Lobby. Damit ihre

Träume in Erfüllung gehen“.
Das wirkt unauffällig und auf
den ersten Blick nicht rechtsex-
trem. Genauso erklärt sich auch
die für eine rechtsextreme Seite
beeindruckend hohe Zahl an
Unterstützern. Insgesamt
scheint der Auftritt mehr als
35000 Nutzern zu gefallen
(stand August 2011). Das ist
bislang für eine rechtsextreme
Facebookseite einmalig. Die
Facebookseite der NPD hat nur
rund 9000 Unterstützer.
Betrachtet man die Seite aller-
dings etwas genauer, wird klar,
was dahintersteckt. Die unbe-
kannten Initiatoren werben bei-
spielsweise offen für die NPD.
Unauffällig wird ein NPD Kin-
derfest mit den Worten „Das 
nenn ich kinderfreundliche Po-
litik, daran sollten sich die an-
deren mal ein Beispiel nehmen.
Traurig, dass die etablierten
Parteien sich selbst ins Aus
schießen…“ angepriesen oder
die „kinderfreundliche Politik“
der Neonazis hervorgehoben.
Dass führt dann mitunter schon
einmal dazu, dass die Seitenin-
haber ihre Fans dazu aufrufen,
den NPD-Mann Frank Franz mit
einem Klick auf „Gefällt-Mir“ bei
seiner Seite zu unterstützen,
damit, so die Initiatoren, „unse-
re Kinder bald wieder sicher auf
den Spielplätzen spielen kön-
nen“. Ein Blick auf die Seiten,
die „Keine Gnade für Kinder-
schänder“ gefallen, spricht
Bände: darunter der Facebook-
Auftritt von Holger Apfel (Vorsit-
zender der NPD-Fraktion im
sächsischen Landtag), Frank
Franz (Vorsitzender der NPD-
Saarland) und Udo Pastörs
(NPD-Landtagsmitglied in
Mecklenburg-Vorpommern).
Darüber hinaus werden regel-
mäßig Meldungen der NPD
rund um das Thema „Kinder-
schutz“ weiterverbreitet und in
höchsten Tönen gelobt oder
fotografierte NPD-Wahlplakate
mit der Forderung „Kinder schüt-
zen – Familie fördern“ gepostet
und mit der Aussage „Vorbild-
lich! Leider scheint es für alle
anderen Parteien eine Unmög-
lichkeit zu sein, sich diesem
Thema zu widmen…“ kommen-
tiert. Doch die Administratoren

beschränken sich nicht immer
auf das Thema „Kinderschutz“,
sondern mischen sich häufig
auch in die große Politik ein.
Dabei sind ihre Forderungen
meistens eindeutig rechtsex-
trem. Unter anderem beschwe-
ren sie sich über die „Meinungs-
diktatur“ und ein „linkes Denun-
ziantentum“, anlässlich der Lö-
schung zahlreicher rechtsextre-
mer Facebook-Profile oder be-
schweren sich darüber, dass
die „Linkspartei“ angeblich die
„Opfer kommunistischer Ge-
waltherrschaft verhöhne“ und
die Partei im „Kontext zu
100 000 000 durch linken Terror
Getöteten“ stehe, aber dennoch
zu den „etablierten und wählba-
ren Parteien“ gehöre.
Erschwerend kommt hinzu,
dass die wenigsten mit der
neonazistischen Szene, deren
Anhänger, deren Argumentati-
onsmuster und deren Interne-
tauftritten vertraut sind, und des-
halb der Auffassung sind, dass
es sich hier um ein gutes Pro-
jekt handelt, dass man bedin-
gungslos unterstützen kann.
Dass man sich damit zu einem
Teil rechtsextremer Propagan-
da macht, ahnen viele nicht.
Mit ihrem verstärkten Auftreten
in sozialen Netzwerken wollen
die Neonazis gezielt Jugendli-
che und junge Erwachsene
ansprechen, die sonst von ei-
nem martialischen Naziauf-
marsch abgeschreckt werden.
Im Netz sinkt die Hemmschwel-
le zur Kontaktaufnahme jedoch,
vor allem, wenn die Facebook-
seite unverfänglich daher-
kommt. Eine geschickte Art der
Rekrutierung für die Szene.
Die Seite ist im Internet längst
nicht mehr unbekannt, denn
auch engagierte User haben
die Seite bereits entdeckt und
Gegengruppen gebildet. Auf
Seiten wie „Keine Gnade für
Kinderschänder – die Hinter-
gründe“ oder „Löschen der Sei-
te: Keine Gnade für Kinder-
schänder (NAZIS!!)” wird über
die Machenschaften der Initia-
toren informiert und versucht,
auf das Problem der gut getarn-
ten Nazipropaganda aufmerk-
sam zu machen.

Johannes Hartl

 „Keine Gnade für Kinderschänder“
Rechtsextreme Propaganda auf Facebook
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Ein für viele Genossinnen und
Genossen noch neues Gesicht
verstärkt ab sofort die Links-
fraktion in der Schweriner Stadt-
verwaltung. Anja Schwichten-
berg wird künftig die organisa-
torischen Fäden im Stadthaus
in der Hand haben und die Stadt-
vertreter bei ihrer Arbeit tatkräf-
tig unterstützen. Anja ist 34 Jah-
re jung, Mutter von Annemarie
und die Partnerin von Oliver.
Geboren in Wismar, wuchs Anja
in Bad Kleinen auf und beende-
te dort auch die POS mit der
mittleren Reife. Danach ging
sie zunächst nach Schleswig
Holstein und schloss erfolg-
reich ihre Ausbildung als Kauf-
frau im Einzelhandel ab. An-
schließung arbeitete sie als
Abteilungsleiterin bei Heick &
Schmalz. Nach Mecklenburg
Vorpommern zurückgekehrt,
fand sie eine neue Betätigung
bei der Sozius GmbH in Schwe-

Stadtfraktion hat eine Geschäftsführerin
rin. Hier betreute Anja ältere
Bürgerinnen und Bürger. Lei-
der war auch diese Anstellung
nicht unbefristet und so folgten
berufliche Engagements im
Callcenter und zuletzt in der
Schulwerkstatt des Vereines „Fit
for Life“. Auch hier war sie mit
Herz und Verstand dabei, als es
darum ging, die Reintegration
von Kindern in das Schulsystem
voranzubringen. Ihre Hobbys
sind Handball, Camping und
die Familie.
Durch die schwere Erkrankung
von Peter Menzlin brauchte die
Stadtfraktion schnell Hilfe und
Anja half gern aus. Im Septem-
ber hat die Stadtfraktion nun ent-
schieden, ihr die Chance zu
geben, sich tiefgründiger ein-
zuarbeiten und als neue Frakti-
onsgeschäftsführerin zu arbei-
ten. Dafür wünschen Kreisver-
band und Stadtfraktion alles
Gute!

Der nächste Kreisparteitag
findet am 15. Dezember
um 17.30 Uhr im Großen

Saal der Gaststätte
 Ritterstuben statt.

Neben einem Rückblick
auf die Landtagswahlen,
den Bundesparteitag in

Erfurt, einem ersten Aus-
blick auf das Jahr 2012,

werden wir unsere beiden
VertreterInnen für den

Landesausschuss und
vier Bundesparteitagsde-
legierte wählen. Die Einla-
dungen an die Delegierten

erfolgen zeitnah. Gäste
sind wie immer herzlich

eingeladen.

Kreisparteitag
geplant!

Zur drohenden Insolvenz des
Mecklenburgischen Staatsthea-
ters erklären die Schweriner
Landtagsabgeordneten der
Linksfraktion, Henning Foerster
und Helmut Holter:
 
„Ministerpräsident Sellering
spielt mit dem Feuer. Nachdem
er eingestehen musste, dass
das Theater- und Orchester-

konzept der alten Landesregie-
rung gescheitert ist, muss Herr
Sellering unverzüglich die mehr-
fach angekündigte Soforthilfe ge-
währen.  
Die Hilferufe aus den Kommu-
nen und den Theatern werden
immer lauter. Das Land will aber
dem Mecklenburgischen Staats-
theater und anderen Standorten
nur helfen, wenn strukturelle und

personelle Änderungen vor-
genommen werden. Das ist
aus unserer Sicht eine nicht
hinnehmbare Einmischung
in die künstlerische Planung
und kommt einer Erpressung
gleich. Eine Soforthilfe darf
nicht an Bedingungen für die
künftige Entwicklung der Thea-
ter geknüpft werden.   
Das Staatstheater Schwerin

ist ein kulturelles Aushänge-
schild der Landeshauptstadt
und Anziehungspunkt weit über
die Landesgrenzen hinaus und
braucht die Unterstützung des
Landes. Wir erwarten, dass im
Interesse des Traditionsthea-
ters und seiner Beschäftigten
jetzt unverzüglich gehandelt und
eine Insolvenz abgewendet
wird.“

Insolvenz des Staatstheaters abwenden

RENTENBEITRAG SENKEN?
GUT GEMEINT.

Die Rentenkassen verfügen zur-
zeit über hohe Rücklagen. Die
Bundesregierung will deshalb
den Beitrag zur Rentenversiche-
rung senken. Eine Entlastung von
0,5 Prozentpunkten beim Ren-
tenbeitrag bringt für Durch-
schnittsverdiener/innen mit rund
2.500 Euro Monatseinkommen
gut 6 Euro netto mehr im Monat,
für Geringverdiener/innen mit
1.500 Euro Monatseinkommen
bleiben 3,75 Euro. Nicht zu ver-
gessen: Die Hälfte der Beitrags-
senkung geht an die Arbeitgeber.

6 Euro monatlich mehr Gehalt oder Rente mit 67?

ABER WAS IST MIT DEINER
RENTE?

Die Rentenkassen sind auch
deshalb so gut gefüllt, weil
die Rentenleistungen mas-
siv gekürzt worden sind – bis
2030 wird es bis zu einem
Viertel weniger sein. Die bitte-
re Folge: Der Lebensstan-
dard im Alter wird sinken. Im-
mer mehr Menschen droht
Altersarmut – auch wegen der
Rente mit 67. Kaum jemand
kann so lange arbeiten. Viele
müssen deshalb Abschläge
bei der Rente hinnehmen: bis
zu 14,4 Prozent Minus.

RENTE AUFBESSERN.
ALTERSARMUT VERMEIDEN

Die Regierung sagt, die Rente
mit 67 müsse sein, damit der
R e n t e n b e i t r a g
bis 2030 um 0,5 Prozentpunkte
weniger stark ansteigt. Wenn
die Bundesregierung auf eine
Beitragssenkung verzichtet,
kann uns die Rente mit 67 also
vollständig erspart bleiben.
Gleichzeitig bleibt noch Geld
übrig, um Erwerbsgeminderte
und Geringverdienende besser
fürs Alter abzusichern. Auch das
ist dringend notwendig.
(Quelle DGB)


